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„Amtlicher Hinweis:
Die vom Stadtrat am 09.04.2014 beschlossene Sondernutzungsgebührensatzung wurde am
24.04.2014 unvollständig von Oberbürgermeister Ude ausgefertigt und am 30.05.2014 im
Amtsblatt Nr. 15 bekanntgemacht. Sie wird aus diesem Grunde nach am 25.06.2014 erfolgter
neuer Ausfertigung durch Oberbürgermeister Reiter nachfolgend erneut bekanntgemacht.“

 
vom 25.06.2014
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier:	Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1
	 des Baugesetzbuches (BauGB)
	 – Beschleunigtes Verfahren –

Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Für das Planungsgebiet

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2079
Grafinger Straße (südlich),
Innsbrucker Ring (westlich),
Westerhamer Straße (nordöstlich)

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom  
14. Juli 2014 mit 14. August 2014 durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am 
05.12.2012 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet einen Be-
bauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.

Mit der Planung soll auf dem durch den Innsbrucker Ring bis-
her stark verlärmten Grundstücken durch eine verträgliche Er-
gänzung der vorhandenen Wohnbebauung eine Verbesserung 
des Immissionsschutzes für die bestehenden Wohnungen ent-
stehen. Es sollen ca. 90 Wohnungen im Pilotprojekt Wohnun-
gen für Auszubildende und ca. 20 Wohnungen im kommunalen 
Förderprogramm-Teilprogramm B errichtet werden. Die beste-
hende Kinderkrippe wird abgebrochen und im erweiterten Um-
fang in die geplante Wohnnutzung integriert. Ferner werden 
Flächen für einen Lebensmittelmarkt und eine Drogerie bereit-
gestellt.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren  
gemäß § 13 a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich un-
terscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Auswir-
kungen der Planung unterrichten kann, werden vom 14. Juli 
2014 mit 14. August 2014 an folgenden städtischen Dienststel-
len zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumen-
straße 28 b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Ausle-
gungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des  
Gebäudes, auf Blumenstraße 28 a –), von Montag mit Freitag 
von 6.30 Uhr bis 18.00 Uhr,

2. �bei der Bezirksinspektion Ost, Trausnitzstraße 33 (Montag, 
Mittwoch, Freitag von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr, Dienstag von 
8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
Donnerstag von 8.30 Uhr bis 15.00 Uhr),

3. �bei der Stadtbibliothek Berg am Laim, Schlüsselbergstraße 4 
(Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10.00 Uhr bis 
19.00 Uhr und Mittwoch von 14.00 Uhr bis 19.00 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im 
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/plan zu finden.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan 
erhalten Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 22 95, 
Blumenstraße 31, Zimmer Nr. 354 während der Dienstzeit 
Montag mit Freitag von 9.30 Uhr bis 12.30 Uhr. Termine 
außerhalb dieses Zeitraumes können telefonisch vereinbart 
werden.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet während der Unterrichtungsfrist 

am Dienstag, 22. Juli 2014 um 19.00 Uhr 
im Foyer der GEWOFAG in der Kirchseeoner Straße 3

statt.

Die interessierten Bürgerinnen und Bürger werden hierzu einge-
laden.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

München, 27. Juni 2014	�� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Bekanntmachung

Planfeststellung nach dem Personenbeförderungsgesetz

Die Stadtwerke München GmbH hat bei der Regierung von 
Oberbayern die Planfeststellung für die Gleiserneuerung 
mit Lageanpassung sowie den Einbau neuer Abbiegegleise 
an der Gleiskreuzung Tegernseer Landstraße/St.-Bonifatius-
Straße und den barrierefreien Ausbau der Haltestelle Ost-
friedhof beantragt.

Die Planunterlagen liegen zur allgemeinen Einsicht aus bei

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung,
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, Blumen-
straße 28a),

in der Zeit vom 14.07.2014 bis 13.08.2014

Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag von 
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

1. �Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 
kann Einwendungen gegen den Plan bis spätestens zwei 

Amtsblatt_19.indd   660 08.07.14   14:25



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 19/2014

661

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 
27.08.2014, schriftlich oder zur Niederschrift
bei der
Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 80538 
München,
oder bei der
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung – HA I Stadtentwicklungsplanung, Blumenstra-
ße 31, 80331 München, Zi. 226 oder Zi. 228, erheben.

2. �Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und 
das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Mit Ab-
lauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.
In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleich lautender Texte eingereicht werden, ist ein Unterzeich-
ner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen 
Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, soweit er 
nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. Diese Anga-
ben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite enthalten sein, andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

3. �Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin 
erörtert, den die Regierung von Oberbayern noch ortsüblich 
bekannt machen wird. Diejenigen, die Einwendungen erho-
ben haben bzw. – bei gleichförmigen Einwendungen im Sinn 
von obiger Nummer 2 Satz 3 – deren Vertreter oder Bevoll-
mächtigter werden von dem Erörterungstermin gesondert 
benachrichtigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen 
vorzunehmen sind, können diejenigen, die Einwendungen er-
hoben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung benachrichtigt werden. Bei Ausbleiben ei-
nes Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden.

4. �Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwendun-
gen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung 
entstehende Aufwendungen werden nicht erstattet.

5. �Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung zumindest dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. �Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs-
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

München, 3. Juli 2014	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Bekanntmachung

Planfeststellung nach dem Personenbeförderungsgesetz

Die Stadtwerke München GmbH hat bei der Regierung von 
Oberbayern die Planfeststellung für die Gleiserneuerung 
mit Lageanpassung und barrierefreiem Haltestellenausbau 
in der Tegernseer Landstraße zwischen Grünwalder/ 
Candidstraße und Tegernseer Platz beantragt.

Die Planunterlagen liegen zur allgemeinen Einsicht aus bei

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 28b, 80331 München, Auslegungs-
raum 071 Erdgeschoss (barrierefreier Eingang an der Ostseite 
des Gebäudes, Blumenstraße 28a),

in der Zeit vom 14.07.2014 bis 13.08.2014

Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag von 
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

1. �Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 
kann Einwendungen gegen den Plan bis spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 
27.08.2014, schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der
Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 80538 
München, 
oder bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung – HA I Stadtentwicklungsplanung, Blumen
straße 31, 80331 München, Zi. 226 oder Zi. 228, erheben.

2. �Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und 
das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Mit Ab-
lauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. In Einwendungen, die von mehr als 50 Per-
sonen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht werden, ist 
ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertre-
ter der übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeich-
nen, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt 
ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit ei-
ner Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

3. �Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin 
erörtert, den die Regierung von Oberbayern noch ortsüblich 
bekannt machen wird. Diejenigen, die Einwendungen erhoben 
haben bzw. – bei gleichförmigen Einwendungen im Sinn von 
obiger Nummer 2 Satz 3 – deren Vertreter oder Bevollmäch-
tigter werden von dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen vorzu-
nehmen sind, können diejenigen, die Einwendungen erhoben 
haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche Be-
kanntmachung benachrichtigt werden. Bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden.

4. �Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwendun-
gen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestel-
lung entstehende Aufwendungen werden nicht erstattet.

5. �Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung zumindest dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. �Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs-
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

München, 23. Juni 2014	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung
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zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung zu 
kündigen. Hierauf werden die SWM den Kunden in der 
Mitteilung über die bevorstehende Änderung ausdrücklich 
hinweisen. Die Kündigung bedarf der Textform. Weitere 
gesetzliche und vertragliche Kündigungsrechte bleiben 
hiervon unberührt.

2.6	� Abweichend von den Ziffern 2.3 bis 2.5 werden Änderun-
gen der Umsatzsteuer gemäß Umsatzsteuergesetz ohne 
Ankündigung und ohne außerordentliche Kündigungs-
möglichkeit an den Kunden weitergegeben.

2.7	� Die Ziffern 2.3 bis 2.5 gelten auch, soweit künftig neue 
Steuern, Abgaben oder sonstige staatlich veranlasste, die 
Gewinnung, Beschaffung, Netznutzung (Transport und 
Verteilung) oder den Verbrauch von Erdgas betreffende 
Mehrbelastungen oder Entlastungen wirksam werden. 

2.8	� Die Abrechnung erfolgt nach Maßgabe des § 40 Absatz 3 
EnWG. Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerech-
net, können die SWM für das nach der letzten Abrech-
nung verbrauchte Erdgas vorschüssige Abschlagszahlun-
gen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlungen bemisst 
sich nach § 13 Gasgrundversorgungsverordnung (GasGVV).

2.9	� Rechnungen und Abschläge werden zu dem von den 
SWM angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei 
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Es 
gilt § 17 GasGVV.

2.10	�Beginnt die Belieferung mit Erdgas nicht mit dem Ersten 
eines Kalendermonats oder endet die Belieferung mit Erd-
gas nicht am Letzten eines Kalendermonats, so wird der 
Grundpreis für den betreffenden Monat anteilig berechnet.

2.11	�Dem Kunden werden für Zwischenrechnung, Rechnungs-
zweitschrift, Zweikontenführung, unterjährige Abrechnung 
und Rücklastschrift (soweit vom Kunden zu vertreten) Ent-
gelte berechnet. Diese Entgelte werden jeweils gemein-
sam mit den Allgemeinen Preisen der SWM für die Grund-
versorgung unter www.swm.de veröffentlicht.

2.12	�Die SWM bieten eine unterjährige Abrechnung (monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich) an. Diese ist auf Kunden-
wunsch möglich. Hierzu müssen vom Kunden die Zähler-
stände mitgeteilt werden. Für die Erstellung einer unter-
jährigen Abrechnung wird dem Kunden ein Entgelt gemäß 
Ziffer 2.11 berechnet.

2.13	�Eine Zwischenrechnung auf Kundenwunsch ist möglich. 
Hierzu müssen vom Kunden die Zählerstände mitgeteilt 
werden. Für die Erstellung einer Zwischenrechnung wird 
dem Kunden ein Entgelt gemäß Ziffer 2.11 berechnet.

2.14	�Zweikontenführung: Bezieht der Kunde von den SWM  
neben Erdgas auch Strom oder Wasser, können die SWM 
eine gemeinsame Rechnung für alle von ihm bezogenen 
Sparten (Erdgas, Wasser oder Strom) erstellen. Wünscht 
der Kunde für einzelne Sparten eine getrennte Rechnung 
(z. B. Trennung von Erdgas-, Wasser- und Stromrech-
nung), so wird dem Kunden für die zweite (und ggf. weite-
re) Rechnung(en) ein Entgelt gemäß Ziffer 2.11 berechnet.

2.15	�Bei Zahlungsverzug des Kunden können die SWM, wenn 
sie erneut zur Zahlung auffordern oder den Betrag durch 
einen Beauftragten einziehen lassen, die dadurch entste-
henden Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal 
berechnen; die pauschale Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten 
nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Be-
rechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis gerin-
gerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

2.16	�Der Vertrag setzt das Bestehen einer Einzugsermächti-
gung/eines SEPA-Lastschriftmandats oder die Erklärung 
des Kunden voraus, dass die Zahlungen in bar am Kassen-
automaten der SWM in der Emmy-Noether-Straße 2, 
80992 München, erfolgen.

3.	 Lieferung
3.1	� Das von den SWM zu liefernde Erdgas ist Gas der 2. Gas-

familie, Gruppe H und entspricht in seiner Beschaffenheit 

Bekanntmachung

der SWM Versorgungs GmbH über die Allgemeinen Vertrags-
bedingungen für die Sonderkundenverträge M-Erdgas M,  
M-Ökogas M und M-Ökogas.

Die SWM Versorgungs GmbH macht hiermit die ab 01.09.2014 
geltenden Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Sonder-
kundenverträge M-Erdgas M, M-Ökogas M und M-Ökogas be-
kannt.

Mit Ablauf des 31.08.2014 treten die bis dahin gültigen Allge-
meinen Vertragsbedingungen für die Sonderkundenverträge  
M-Erdgas M, M-Ökogas M und M-Ökogas außer Kraft. 

Allgemeine Vertragsbedingungen für die Lieferung von  
M-Erdgas M 

M-Erdgas M ist ein Produkt der SWM Versorgungs GmbH 
(nachfolgend SWM genannt) für die Belieferung von privaten 
und gewerblichen Letztverbrauchern mit Erdgas in Niederdruck 
für deren eigene Zwecke. Die Versorgung setzt voraus, dass 
die Abnahmestelle im Netzgebiet der SWM Infrastruktur GmbH 
liegt und der voraussichtliche Jahresverbrauch des Kunden 
103.000 kWh nicht übersteigt.

1.	 Abnahmestelle
	� Der Erdgasbedarf wird für jede Abnahmestelle gesondert 

erfasst und abgerechnet. Als Abnahmestelle gilt jede 
selbstständige Wirtschaftseinheit. Eine Abnahmestelle 
kann nicht mehrere Hausanschlüsse umfassen.

2.	 Preise, Preisanpassung, Abrechnung, Zahlung
2.1	� Die Ergaspreise beinhalten die Beschaffungs- und Ver-

triebskosten sowie die Kosten für Messung, Messstellen-
betrieb und Abrechnung, die an den örtlichen Netzbetreiber 
zu zahlenden Netzentgelte, die an den Marktgebietsver-
antwortlichen zu zahlende Regel- und Ausgleichsenergie-
umlage, die Umsatzsteuer, die Energiesteuer sowie die 
Konzessionsabgabe.

2.2	� Wählt der Kunde gemäß §§ 21b ff. Energiewirtschafts
gesetz (EnWG) einen anderen Messstellenbetreiber bzw. 
Messdienstleister, werden dem Kunden von den SWM die 
vom örtlichen Verteilnetzbetreiber veröffentlichten Preise 
für Messung und/oder Messstellenbetrieb erstattet.

2.3	� Die SWM führen Erdgaspreisänderungen im Wege der 
einseitigen Leistungsbestimmung nach § 315 BGB in Aus-
übung billigen Ermessens durch. Dabei sind die SWM im 
Falle von Kostensteigerungen berechtigt und bei Kosten-
senkungen verpflichtet, eine Preisänderung durchzufüh-
ren. Es werden ausschließlich Änderungen der Kosten be-
rücksichtigt, die für die Preisermittlung nach Ziffer 2.1 
maßgeblich sind. Kostensteigerungen und Kostensenkun-
gen sind zu saldieren.

	� Die SWM nehmen mindestens alle zwölf Monate eine 
Überprüfung der Kostenentwicklung vor. Die SWM haben 
den Umfang und den Zeitpunkt einer Preisänderung so zu 
bestimmen, dass Kostensenkungen nach denselben be-
triebswirtschaftlichen Maßstäben Rechnung getragen wird 
wie Kostenerhöhungen. Insbesondere dürfen die SWM 
Kostensenkungen nicht später weitergeben als Kosten-
steigerungen.

2.4	 �Änderungen der Erdgaspreise werden jeweils zum Monats-
beginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, 
die mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten Än-
derung erfolgen muss. Die SWM sind verpflichtet, zu den 
beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der veröffent-
lichten Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung an den 
Kunden zu versenden und die Änderungen auf ihrer Inter-
netseite zu veröffentlichen.

2.5	� Im Falle einer Änderung der Preise hat der Kunde das 
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
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den jeweils geltenden „Technischen Regeln“ des DVGW 
(Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches), Arbeits-
blatt G 260.

	� Grundlage der Abrechnung ist die Kilowattstunde (kWh). 
Der Verbrauch an kWh wird wie folgt ermittelt: Die gemes-
sene Erdgasmenge in Betriebsvolumen (m³) wird unter 
Berücksichtigung der Zustandszahl (z) und des Brenn-
werts gemäß DVGW in der jeweils geltenden Fassung 
(derzeit Arbeitsblatt G 685) in kWh umgerechnet. Die 
SWM legen der Ermittlung des Verbrauchs in kWh die 
vom jeweiligen Netzbetreiber, in dessen Verteilnetz sich 
die Abnahmestelle befindet, mitgeteilten Werte für Zu-
standszahl (z) und Brennwert zugrunde.

	� Entsprechend § 2 Absatz 3 Nr. 4 GasGVV wird darauf hin-
gewiesen, dass die Nutzenergie einer Kilowattstunde Erd-
gas im Vergleich mit der Kilowattstunde Strom entspre-
chend dem Wirkungsgrad des Wärmeerzeugers geringer ist.

3.2	� Die Verpflichtung zur Lieferung von Erdgas besteht nicht, 
soweit die SWM am Bezug, der Fortleitung oder der Liefe-
rung von Erdgas durch höhere Gewalt oder sonstige un-
vorhersehbare Umstände, deren Beseitigung den SWM 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert 
sind.

3.3	� Der Kunde deckt seinen gesamten Erdgasbedarf durch 
die SWM. 

4.	 Unterbrechung der Erdgaslieferung
4.1	� Die SWM sind berechtigt, die Erdgaslieferung ohne vorhe-

rige Androhung durch den Netzbetreiber unterbrechen zu 
lassen, wenn der Kunde den Bedingungen dieses Erdgas-
liefervertrags in nicht unerheblichem Maß schuldhaft zuwi-
derhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um den 
Gebrauch von Erdgas unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern.

4.2	� Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, 
sind die SWM berechtigt, die Erdgaslieferung vier Wochen 
nach Androhung unterbrechen zu lassen und den zustän-
digen Netzbetreiber nach § 24 Absatz 3 der Niederdruck-
anschlussverordnung (NDAV) mit der Unterbrechung der 
Erdgaslieferung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen oder der Kunde darlegt, dass 
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Die SWM können mit der Mahnung 
zugleich die Unterbrechung der Erdgaslieferung androhen, 
sofern dies nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwi-
derhandlung steht.

4.3	� Der Beginn der Unterbrechung der Erdgaslieferung ist 
dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukündigen.

4.4	� Die SWM haben die Erdgaslieferung unverzüglich wieder-
herstellen zu lassen, sobald die Gründe für ihre Unterbre-
chung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Unter-
brechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt 
hat. Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle 
pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist 
die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis 
geringerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

5.	 Haftung
	� Die Haftung der SWM für Schäden des Kunden, gleich 

aus welchem Rechtsgrund, ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht, sofern die Pflichtverletzung auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zurückzuführen ist oder es sich dabei um 
Verletzungen des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder um Verletzungen wesentlicher Vertragspflichten han-
delt. Der Schadensersatz für die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass bei einer Unterbrechung oder bei Unregel-
mäßigkeiten in der Erdgasversorgung, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, Ansprüche gegen den Verteil-
netzbetreiber geltend gemacht werden können.

6.	 Laufzeit, Vertragsende, Kündigung
6.1	� Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und 

kann mit einer Frist von einem Monat auf das Ende eines 
Kalendermonats gekündigt werden. Bei einem Umzug ist 
der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zweiwöchiger Frist 
auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen.

6.2	� Die SWM sind berechtigt, in den Fällen der Ziffer 4.1 die-
ser Allgemeinen Vertragsbedingungen das Vertragsver-
hältnis fristlos zu kündigen, wenn die Voraussetzungen für 
die Unterbrechung der Erdgaslieferung wiederholt vorlie-
gen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen gemäß Ziffer 
4.2 dieser Allgemeinen Vertragsbedingungen sind die SWM 
zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn die Kündigung 
zwei Wochen vorher angedroht wurde. Ziffer 4.2 Satz 2 
und 3 gelten entsprechend.

6.3	� Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichti-
gem Grund gemäß § 314 BGB bleibt unberührt.

6.4	� Die Kündigung bedarf der Textform. Die SWM bestätigen 
den Eingang der Kündigung in Textform unverzüglich nach 
Zugang der Kündigung.

7.	 Vertragsänderung
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen erfol-
gen entsprechend § 5 Absatz 2 und 3 GasGVV, das heißt: 
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den jeweils zum Monatsbeginn und erst nach öffentlicher 
Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs Wochen vor 
der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Die SWM 
sind verpflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeit-
gleich mit der öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche 
Mitteilung an den Kunden zu versenden und die Änderun-
gen auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 
Im Falle einer Änderung der Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderung  zu kündigen. Die Kündigung 
bedarf der Textform. 
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den gegenüber demjenigen Kunden nicht wirksam, der 
bei einer Kündigung des Vertrags mit den SWM die Einlei-
tung eines Wechsels des Versorgers durch entsprechen-
den Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Kündigung nachweist. Weitere gesetzliche und ver-
tragliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt.

8.	� Beschwerden, Schlichtungsstelle, Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur

8.1	� Bei Fragen oder Beanstandungen im Zusammenhang mit 
der Energielieferung kann sich der Kunde an die SWM 
Versorgungs GmbH, Emmy-Noether-Straße 2, 80992 
München, Telefon 0800 796 796 0 (kostenfrei innerhalb 
Deutschlands) oder per E-Mail an privatkunden@swm.de 
wenden.

8.2	� Zur Beilegung von Streitigkeiten kann unter den Voraus-
setzungen des § 111b EnWG ein Schlichtungsverfahren 
bei der Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 
10117 Berlin, Internet www.schlichtungsstelle-energie.de, 
E-Mail info@schlichtungsstelle-energie.de, beantragt wer-
den. Voraussetzung hierfür ist, dass die Beschwerdestelle 
der SWM angerufen wurde und keine für beide Seiten zu-
friedenstellende Lösung gefunden wurde.

8.3	� Der Kunde hat zudem die Möglichkeit, sich für den Erhalt 
von Verbraucherinformationen an den Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommuni-
kation, Post und Eisenbahnen, Verbraucherservice Post-
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zu zahlenden Netzentgelte, die an den Marktgebietsver-
antwortlichen zu zahlende Regel- und Ausgleichsenergie-
umlage, die Umsatzsteuer, die Energiesteuer sowie die 
Konzessionsabgabe.

2.2	� Wählt der Kunde gemäß §§ 21b ff. Energiewirtschafts
gesetz (EnWG) einen anderen Messstellenbetreiber bzw. 
Messdienstleister, werden dem Kunden von den SWM  
die vom örtlichen Verteilnetzbetreiber veröffentlichten 
Preise für Messung und/oder Messstellenbetrieb erstattet.

2.3	� Die SWM führen Erdgaspreisänderungen im Wege der 
einseitigen Leistungsbestimmung nach § 315 BGB in Aus-
übung billigen Ermessens durch. Dabei sind die SWM im 
Falle von Kostensteigerungen berechtigt und bei Kosten-
senkungen verpflichtet, eine Preisänderung durchzuführen. 
Es werden ausschließlich Änderungen der Kosten berück-
sichtigt, die für die Preisermittlung nach Ziffer 2.1 maß-
geblich sind. Kostensteigerungen und Kostensenkungen 
sind zu saldieren.

	� Die SWM nehmen mindestens alle zwölf Monate eine 
Überprüfung der Kostenentwicklung vor. Die SWM haben 
den Umfang und den Zeitpunkt einer Preisänderung so zu 
bestimmen, dass Kostensenkungen nach denselben be-
triebswirtschaftlichen Maßstäben Rechnung getragen wird 
wie Kostenerhöhungen. Insbesondere dürfen die SWM 
Kostensenkungen nicht später weitergeben als Kosten-
steigerungen.

2.4	� Änderungen der Gaspreise werden jeweils zum Monats-
beginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, 
die mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten Än-
derung erfolgen muss. Die SWM sind verpflichtet, zu den 
beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der veröffent-
lichten Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung an den 
Kunden zu versenden und die Änderungen auf ihrer Inter-
netseite zu veröffentlichen.

2.5	� Im Falle einer Änderung der Preise hat der Kunde das 
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung zu 
kündigen. Hierauf werden die SWM den Kunden in der 
Mitteilung über die bevorstehende Änderung ausdrücklich 
hinweisen. Die Kündigung bedarf der Textform. Weitere 
gesetzliche und vertragliche Kündigungsrechte bleiben 
hiervon unberührt.

2.6	� Abweichend von den Ziffern 2.3 bis 2.5 werden Änderun-
gen der Umsatzsteuer gemäß Umsatzsteuergesetz ohne 
Ankündigung und ohne außerordentliche Kündigungs-
möglichkeit an den Kunden weitergegeben.

2.7	� Die Ziffern 2.3 bis 2.5 gelten auch, soweit künftig neue 
Steuern, Abgaben oder sonstige staatlich veranlasste, die 
Gewinnung, Beschaffung, Netznutzung (Transport und 
Verteilung) oder den Verbrauch von Erdgas betreffende 
Mehrbelastungen oder Entlastungen wirksam werden. 

2.8	� Die Abrechnung erfolgt nach Maßgabe des § 40 Absatz 3 
EnWG. Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerech-
net, können die SWM für das nach der letzten Abrech-
nung verbrauchte Erdgas vorschüssige Abschlagszahlun-
gen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlungen bemisst 
sich nach § 13 Gasgrundversorgungsverordnung  
(GasGVV).

2.9	 �Rechnungen und Abschläge werden zu dem von den SWM 
angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen 
nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Es gilt § 17 
GasGVV.

2.10	�Beginnt die Belieferung mit Erdgas nicht mit dem Ersten 
eines Kalendermonats oder endet die Belieferung mit Erd-
gas nicht am Letzten eines Kalendermonats, so wird der 
Grundpreis für den betreffenden Monat anteilig berechnet.

2.11	�Dem Kunden werden für Zwischenrechnung, Rechnungs-
zweitschrift, Zweikontenführung, unterjährige Abrechnung 
und Rücklastschrift (soweit vom Kunden zu vertreten) Ent-
gelte berechnet. Diese Entgelte werden jeweils gemein-
sam mit den Allgemeinen Preisen der SWM für die Grund-
versorgung unter www.swm.de veröffentlicht.

fach 80 01, 53105 Bonn, E-Mail verbraucherservice- 
energie@bnetza.de, zu wenden.

9.	 Datenspeicherung
Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis  
erhobenen Daten werden von den SWM automatisiert ge-
speichert, verarbeitet und im Rahmen der Zweckbestim-
mung des Vertragsverhältnisses (z. B. Verbrauchsabrech-
nung, Rechnungsstellung, Kundenbetreuung) unter 
Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen genutzt 
und können zur Durchführung des Vertragsverhältnisses 
an beauftragte Dritte weitergegeben werden.

10.	 Schlussbestimmungen
10.1	�Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein 

oder werden, so wird die Gültigkeit der anderen Bestim-
mungen hierdurch nicht berührt.

10.2	�Die SWM dürfen sich zur Erfüllung ihrer vertraglichen 
Pflichten Dritter bedienen. Tritt an die Stelle der SWM ein 
anderes Unternehmen in die aus dem Vertrag entstehen-
den Rechte und Pflichten ein, bedarf es hierfür nicht der 
Zustimmung des Kunden. Der Kunde ist in diesem Fall 
berechtigt, das Vertragsverhältnis mit einer Frist von einem 
Monat auf das Ende des der Kenntnisnahme folgenden 
Monats zu kündigen.

10.3	�Soweit nichts Abweichendes vereinbart wurde, gilt im  
Übrigen die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Er-
satzversorgung mit Gas aus dem Niederdrucknetz (Gas-
grundversorgungsverordnung – GasGVV) vom 26.10.2006 
(Bundesgesetzblatt I 2006 S. 2391, 2396) in ihrer jeweils 
gültigen Fassung.  
Die GasGVV kann bei der SWM Versorgungs GmbH,  
Emmy-Noether-Straße 2, 80992 München, angefordert 
oder unter www.swm.de eingesehen werden.

Hinweis zum Energiesteuergesetz

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraft-
stoff verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwen-
dung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energie-
steuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere 
Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche 
Folgen! In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zustän-
diges Hauptzollamt.“

Stand: 01.09.2014
 

Allgemeine Vertragsbedingungen für die Lieferung von  
M-Ökogas M 

M-Ökogas M ist ein Produkt der SWM Versorgungs GmbH 
(nachfolgend SWM genannt) für die Belieferung von privaten 
und gewerblichen Letztverbrauchern mit Erdgas in Niederdruck 
für deren eigene Zwecke. Die Versorgung setzt voraus, dass 
die Abnahmestelle im Netzgebiet der SWM Infrastruktur GmbH 
liegt und der voraussichtliche Jahresverbrauch des Kunden 
103.000 kWh nicht übersteigt. 

1.	 Abnahmestelle
	� Der Erdgasbedarf wird für jede Abnahmestelle gesondert 

erfasst und abgerechnet. Als Abnahmestelle gilt jede 
selbstständige Wirtschaftseinheit. Eine Abnahmestelle 
kann nicht mehrere Hausanschlüsse umfassen.

2.	 Preise, Preisanpassung, Abrechnung, Zahlung
2.1	� Die Erdgaspreise beinhalten die Beschaffungs- und Ver-

triebskosten sowie die Kosten für Messung, Messstellen-
betrieb und Abrechnung, die an den örtlichen Netzbetreiber 

Amtsblatt_19.indd   664 08.07.14   14:25



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 19/2014

665

2.12	�Die SWM bieten eine unterjährige Abrechnung (monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich) an. Diese ist auf Kunden-
wunsch möglich. Hierzu müssen vom Kunden die Zähler-
stände mitgeteilt werden. Für die Erstellung einer unter-
jährigen Abrechnung wird dem Kunden ein Entgelt gemäß 
Ziffer 2.11 berechnet.

2.13	�Eine Zwischenrechnung auf Kundenwunsch ist möglich. 
Hierzu müssen vom Kunden die Zählerstände mitgeteilt 
werden. Für die Erstellung einer Zwischenrechnung wird 
dem Kunden ein Entgelt gemäß Ziffer 2.11 berechnet.

2.14	�Zweikontenführung: Bezieht der Kunde von den SWM  
neben Erdgas auch Strom oder Wasser, können die SWM 
eine gemeinsame Rechnung für alle von ihm bezogenen 
Sparten (Erdgas, Wasser oder Strom) erstellen. Wünscht 
der Kunde für einzelne Sparten eine getrennte Rechnung 
(z. B. Trennung von Erdgas-, Wasser- und Stromrech-
nung), so wird dem Kunden für die zweite (und ggf. weite-
re) Rechnung(en) ein Entgelt gemäß Ziffer 2.11 berechnet.

2.15	�Bei Zahlungsverzug des Kunden können die SWM, wenn 
sie erneut zur Zahlung auffordern oder den Betrag durch 
einen Beauftragten einziehen lassen, die dadurch entste-
henden Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal 
berechnen; die pauschale Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten 
nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Be-
rechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis gerin-
gerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

2.16	�Der Vertrag setzt das Bestehen einer Einzugsermächti-
gung/eines SEPA-Lastschriftmandats oder die Erklärung 
des Kunden voraus, dass die Zahlungen in bar am Kas-
senautomaten der SWM in der Emmy-Noether-Straße 2, 
80992 München, erfolgen. 

3.	 Lieferung
3.1	� Das von den SWM zu liefernde Erdgas ist Gas der 2. Gas-

familie, Gruppe H und entspricht in seiner Beschaffenheit 
den jeweils geltenden „Technischen Regeln“ des DVGW 
(Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches), Arbeits-
blatt G 260.

	� Grundlage der Abrechnung ist die Kilowattstunde (kWh). 
Der Verbrauch an kWh wird wie folgt ermittelt: Die gemes-
sene Erdgasmenge in Betriebsvolumen (m³) wird unter 
Berücksichtigung der Zustandszahl (z) und des Brenn-
werts gemäß DVGW in der jeweils geltenden Fassung 
(derzeit Arbeitsblatt G 685) in kWh umgerechnet. Die 
SWM legen der Ermittlung des Verbrauchs in kWh die 
vom jeweiligen Netzbetreiber, in dessen Verteilnetz sich 
die Abnahmestelle befindet, mitgeteilten Werte für Zu-
standszahl (z) und Brennwert zugrunde.

	� Entsprechend § 2 Absatz 3 Nr. 4 GasGVV wird darauf hin-
gewiesen, dass die Nutzenergie einer Kilowattstunde Erd-
gas im Vergleich mit der Kilowattstunde Strom entspre-
chend dem Wirkungsgrad des Wärmeerzeugers geringer ist.

3.2	� Die Verpflichtung zur Lieferung von Erdgas besteht nicht, 
soweit die SWM am Bezug, der Fortleitung oder der Liefe-
rung von Erdgas durch höhere Gewalt oder sonstige un-
vorhersehbare Umstände, deren Beseitigung den SWM 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert 
sind.

3.3	� Der Kunde deckt seinen gesamten Erdgasbedarf durch 
die SWM. 

4.	 Unterbrechung der Erdgaslieferung
4.1	� Die SWM sind berechtigt, die Erdgaslieferung ohne vor

herige Androhung durch den Netzbetreiber unterbrechen 
zu lassen, wenn der Kunde den Bedingungen dieses Erd-
gasliefervertrags in nicht unerheblichem Maß schuldhaft 
zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um 
den Gebrauch von Erdgas unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu ver-
hindern.

4.2	� Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, 
sind die SWM berechtigt, die Erdgaslieferung vier Wochen 
nach Androhung unterbrechen zu lassen und den zustän-
digen Netzbetreiber nach § 24 Absatz 3 der Niederdruck-
anschlussverordnung (NDAV) mit der Unterbrechung der 
Erdgaslieferung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen oder der Kunde darlegt, dass 
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Die SWM können mit der Mahnung 
zugleich die Unterbrechung der Erdgaslieferung androhen, 
sofern dies nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwi-
derhandlung steht.

4.3	� Der Beginn der Unterbrechung der Erdgaslieferung ist 
dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukündigen.

4.4	� Die SWM haben die Erdgaslieferung unverzüglich wieder-
herstellen zu lassen, sobald die Gründe für ihre Unterbre-
chung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Unter-
brechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt 
hat. Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle 
pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist 
die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis 
geringerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

5.	� M-Ökogas – Beschaffung und Entwertung von  
CO2-Minderungszertifikaten

5.1	  �Die SWM beschaffen eine der Erdgasbezugsmenge ent-
sprechende Menge von CO2-Minderungszertifikaten. Als 
CO2-Minderungszertifikate dienen dabei Zertifikate aus 
weltweiten Klimaschutzprojekten (CER, ERU, AAU, VER 
Standard und VCS Standard oder vergleichbare Zertifika-
te). Die zu beschaffende Menge an CO2-Minderungszerti-
fikaten wird mit Hilfe anerkannter Datenbanken auf Basis 
der Erdgasbezugsmenge ermittelt. Neben der Erdgasbe-
zugsmenge wird auch die Vorkette für die Durchleitung 
der Erdgasbezugsmenge berücksichtigt.

5.2	� Die SWM veranlassen die Verwaltung und Entwertung der 
CO2-Minderungszertifikate auf anerkannten Plattformen 
(wie z. B. Markit). Durch die Entwertung wird erreicht, 
dass die Zertifikate dem Markt nicht mehr zur Verfügung 
stehen.

6.	 Haftung
	� Die Haftung der SWM für Schäden des Kunden, gleich 

aus welchem Rechtsgrund, ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht, sofern die Pflichtverletzung auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zurückzuführen ist oder es sich dabei um 
Verletzungen des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder um Verletzungen wesentlicher Vertragspflichten han-
delt. Der Schadensersatz für die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass bei einer Unterbrechung oder bei Unregel-
mäßigkeiten in der Erdgasversorgung, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, Ansprüche gegen den Verteil-
netzbetreiber geltend gemacht werden können.

7.	 Laufzeit, Vertragsende, Kündigung
7.1	� Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und 

kann mit einer Frist von einem Monat auf das Ende eines  
Kalendermonats gekündigt werden. Bei einem Umzug ist 
der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zweiwöchiger Frist 
auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen.

7.2	� Die SWM sind berechtigt, in den Fällen der Ziffer 4.1 die-
ser Allgemeinen Vertragsbedingungen das Vertragsver-
hältnis fristlos zu kündigen, wenn die Voraussetzungen für 
die Unterbrechung der Erdgaslieferung wiederholt vorlie-
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11.2	�Die SWM dürfen sich zur Erfüllung ihrer vertraglichen 
Pflichten Dritter bedienen. Tritt an die Stelle der SWM ein 
anderes Unternehmen in die aus dem Vertrag entstehen-
den Rechte und Pflichten ein, bedarf es hierfür nicht der 
Zustimmung des Kunden. Der Kunde ist in diesem Fall 
berechtigt, das Vertragsverhältnis mit einer Frist von ei-
nem Monat auf das Ende des der Kenntnisnahme folgen-
den Monats zu kündigen.

11.3	�Soweit nichts Abweichendes vereinbart wurde, gilt im  
Übrigen die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Er-
satzversorgung mit Gas aus dem Niederdrucknetz (Gas-
grundversorgungsverordnung – GasGVV) vom 26.10.2006 
(Bundesgesetzblatt I 2006 S. 2391, 2396) in ihrer jeweils 
gültigen Fassung.  
Die GasGVV kann bei der SWM Versorgungs GmbH,  
Emmy-Noether-Straße 2, 80992 München, angefordert 
oder unter www.swm.de eingesehen werden.

Hinweis zum Energiesteuergesetz

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraft-
stoff verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwen-
dung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energie-
steuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere 
Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche 
Folgen! In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zu-
ständiges Hauptzollamt.“

Stand: 01.09.2014

Allgemeine Vertragsbedingungen für die Lieferung von  
M-Ökogas 

M-Ökogas ist ein Produkt der SWM Versorgungs GmbH (nach-
folgend SWM genannt) für die Belieferung von privaten und  
gewerblichen Letztverbrauchern mit Erdgas in Niederdruck für 
deren eigene Zwecke. Die Versorgung setzt voraus, dass die 
Abnahmestelle im Netzgebiet der SWM Infrastruktur GmbH 
liegt und der voraussichtliche Jahresverbrauch des Kunden 
103.000 kWh nicht übersteigt. 

1.	 Abnahmestelle
Der Erdgasbedarf wird für jede Abnahmestelle gesondert 
erfasst und abgerechnet. Als Abnahmestelle gilt jede 
selbstständige Wirtschaftseinheit. Eine Abnahmestelle 
kann nicht mehrere Hausanschlüsse umfassen.

2.	 Vertragsbeginn, Lieferbeginn
Dieser Vertrag tritt mit der Auftragsbestätigung in Kraft. 
Die Lieferung beginnt zu dem in der Auftragsbestätigung 
genannten Termin.

3.	 Voraussetzungen für die Belieferung
3.1	� Der Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Beliefe-

rung notwendigen Maßnahmen (z. B. Kündigung des bis-
herigen Liefervertrags etc.) erfolgt sind.

3.2	� Die SWM sind zur Aufnahme der Lieferung nicht verpflich-
tet, wenn der Anschluss des Kunden zum vorgesehenen 
Lieferbeginn gesperrt ist, sowie bei Kunden mit Wärme-
strom oder Prepaid- und Münzzähler. Die SWM behalten 
sich die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 
vor.

4.	 Vertragsabwicklung
4.1	� Die Abwicklung des Vertrags erfolgt ausschließlich über 

den von den SWM im Internet unter www.swm.de ange-
botenen Online-Service. Dieser umfasst insbesondere fol-
gende Dienste: Online-Rechnung; Mitteilung Zählerstän-

gen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen gemäß Ziffer 
4.2 dieser Allgemeinen Vertragsbedingungen sind die 
SWM zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn die Kün-
digung zwei Wochen vorher angedroht wurde. Ziffer 4.2 
Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

7.3	� Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichti-
gem Grund gemäß § 314 BGB bleibt unberührt.

7.4	� Die Kündigung bedarf der Textform. Die SWM bestätigen 
den Eingang der Kündigung in Textform unverzüglich nach 
Zugang der Kündigung.

8.	 Vertragsänderung
	� Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen erfol-

gen entsprechend § 5 Absatz 2 und 3 GasGVV, das heißt: 
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den jeweils zum Monatsbeginn und erst nach öffentlicher 
Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs Wochen vor 
der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Die SWM 
sind verpflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeit-
gleich mit der öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche 
Mitteilung an den Kunden zu versenden und die Änderun-
gen auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 

	� Im Falle einer Änderung der Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderung  zu kündigen. Die Kündigung 
bedarf der Textform. 

	� Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den gegenüber demjenigen Kunden nicht wirksam, der 
bei einer Kündigung des Vertrags mit den SWM die Einlei-
tung eines Wechsels des Versorgers durch entsprechen-
den Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Kündigung nachweist. Weitere gesetzliche und ver-
tragliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt.

9.	� Beschwerden, Schlichtungsstelle, Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur

9.1	� Bei Fragen oder Beanstandungen im Zusammenhang mit 
der Energielieferung kann sich der Kunde an die SWM 
Versorgungs GmbH, Emmy-Noether-Straße 2, 80992 
München, Telefon 0800 796 796 0 (kostenfrei innerhalb 
Deutschlands) oder per E-Mail an privatkunden@swm.de 
wenden.

9.2	� Zur Beilegung von Streitigkeiten kann unter den Voraus-
setzungen des § 111b EnWG ein Schlichtungsverfahren 
bei der Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 
133, 10117 Berlin, Internet www.schlichtungsstelle-ener-
gie.de, E-Mail info@schlichtungsstelle-energie.de, bean-
tragt werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die Be-
schwerdestelle der SWM angerufen wurde und keine für 
beide Seiten zufriedenstellende Lösung gefunden wurde.

9.3	� Der Kunde hat zudem die Möglichkeit, sich für den Erhalt 
von Verbraucherinformationen an den Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommuni-
kation, Post und Eisenbahnen, Verbraucherservice Post-
fach 80 01, 53105 Bonn,E-Mail verbraucherservice-ener-
gie@bnetza.de, zu wenden.

10.	 Datenspeicherung
	� Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis  

erhobenen Daten werden von den SWM automatisiert ge-
speichert, verarbeitet und im Rahmen der Zweckbestim-
mung des Vertragsverhältnisses (z. B. Verbrauchsabrech-
nung, Rechnungsstellung, Kundenbetreuung) unter 
Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen genutzt 
und können zur Durchführung des Vertragsverhältnisses 
an beauftragte Dritte weitergegeben werden.

11.	 Schlussbestimmungen
11.1	�Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein 

oder werden, so wird die Gültigkeit der anderen Bestim-
mungen hierdurch nicht berührt.

Amtsblatt_19.indd   666 08.07.14   14:25



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 19/2014

667

de; Mitteilung von Einzug, Auszug und Umzug; Änderung 
der Kontaktdaten; Erteilung/Änderung der Einzugsermäch-
tigung/des SEPA-Lastschriftmandats; Änderung der 
Rechnungsanschrift; Anzeige der bisherigen Verbräuche.

4.2	� Der Kunde hat den SWM immer eine gültige und erreich-
bare E-Mail-Adresse zur Verfügung zu stellen.

5.	 Preise, Preisanpassung, Abrechnung, Zahlung
5.1	� Die Erdgaspreise beinhalten die Beschaffungs- und V 

ertriebskosten sowie die Kosten für Messung, Mess
stellenbetrieb und Abrechnung, die an den örtlichen  
Netzbetreiber zu zahlenden Netzentgelte, die an den 
Marktgebietsverantwortlichen zu zahlende Regel-  
und Ausgleichsenergieumlage, die Umsatzsteuer, die 
Energiesteuer sowie die Konzessionsabgabe.

5.2	� Wählt der Kunde gemäß §§ 21b ff. Energiewirtschafts
gesetz (EnWG) einen anderen Messstellenbetreiber bzw. 
Messdienstleister, werden dem Kunden von den SWM  
die vom örtlichen Verteilnetzbetreiber veröffentlichten 
Preise für Messung und/oder Messstellenbetrieb erstattet.

5.3	� Die SWM führen Erdgaspreisänderungen im Wege der 
einseitigen Leistungsbestimmung nach § 315 BGB in  
Ausübung billigen Ermessens durch. Dabei sind die SWM 
im Falle von Kostensteigerungen berechtigt und bei Kos-
tensenkungen verpflichtet, eine Preisänderung durchzu-
führen. Es werden ausschließlich Änderungen der Kosten 
berücksichtigt, die für die Preisermittlung nach Ziffer 5.1 
maßgeblich sind. Kostensteigerungen und Kostensenkun-
gen sind zu saldieren.

	� Die SWM nehmen mindestens alle zwölf Monate eine 
Überprüfung der Kostenentwicklung vor. Die SWM haben 
den Umfang und den Zeitpunkt einer Preisänderung so zu 
bestimmen, dass Kostensenkungen nach denselben be-
triebswirtschaftlichen Maßstäben Rechnung getragen wird 
wie Kostenerhöhungen. Insbesondere dürfen die SWM 
Kostensenkungen nicht später weitergeben als Kosten-
steigerungen.

5.4	� Änderungen der Erdgaspreise werden jeweils zum Mo-
natsbeginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirk-
sam, die mindestens sechs Wochen vor der beabsichtig-
ten Änderung erfolgen muss. Die SWM sind verpflichtet, 
zu den beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der ver-
öffentlichten Bekanntgabe eine Mitteilung in Textform an 
den Kunden zu versenden und die Änderungen auf ihrer 
Internetseite zu veröffentlichen.

5.5	� Im Falle einer Änderung der Preise hat der Kunde das 
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung zu 
kündigen. Hierauf werden die SWM den Kunden in der 
Mitteilung über die bevorstehende Änderung ausdrücklich 
hinweisen. Die Kündigung bedarf der Textform. Weitere 
gesetzliche und vertragliche Kündigungsrechte bleiben 
hiervon unberührt.

5.6	� Abweichend von den Ziffern 5.3 bis 5.5 werden Änderun-
gen der Umsatzsteuer gemäß Umsatzsteuergesetz ohne 
Ankündigung und ohne außerordentliche Kündigungs-
möglichkeit an den Kunden weitergegeben.

5.7	� Die Ziffern 5.3 bis 5.5 gelten auch, soweit künftig neue 
Steuern, Abgaben oder sonstige staatlich veranlasste, die 
Gewinnung, Beschaffung, Netznutzung (Transport und 
Verteilung) oder den Verbrauch von Gas betreffende 
Mehrbelastungen oder Entlastungen wirksam werden.

5.8	� Die Abrechnung erfolgt nach Maßgabe des § 40 Absatz 3 
EnWG. Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerech-
net, können die SWM für das nach der letzten Abrechnung 
verbrauchte Erdgas vorschüssige Abschlagszahlungen 
verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlungen bemisst sich 
nach § 13 Gasgrundversorgungsverordnung (GasGVV).

5.9	� Rechnungen und Abschläge werden zu dem von den 
SWM angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei 
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Es 
gilt § 17 GasGVV.

5.10	�Beginnt die Belieferung mit Erdgas nicht mit dem Ersten 
eines Kalendermonats oder endet die Belieferung mit Erd-
gas nicht am Letzten eines Kalendermonats, so wird der 
Grundpreis für den betreffenden Monat anteilig berechnet.

5.11	�Dem Kunden werden für Zwischenrechnung, Rechnungs-
zweitschrift, Zweikontenführung, unterjährige Abrechnung 
und Rücklastschrift (soweit vom Kunden zu vertreten) Ent-
gelte berechnet. Diese Entgelte werden jeweils gemein-
sam mit den Allgemeinen Preisen der SWM für die Grund-
versorgung unter www.swm.de veröffentlicht.

5.12	�Die SWM bieten eine unterjährige Abrechnung (monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich) an. Diese ist auf Kunden-
wunsch möglich. Hierzu müssen vom Kunden die Zähler-
stände mitgeteilt werden. Für die Erstellung einer unter-
jährigen Abrechnung wird dem Kunden ein Entgelt gemäß 
Ziffer 5.11 berechnet.

5.13	�Eine Zwischenrechnung auf Kundenwunsch ist möglich. 
Hierzu müssen vom Kunden die Zählerstände mitgeteilt 
werden. Für die Erstellung einer Zwischenrechnung wird 
dem Kunden ein Entgelt gemäß Ziffer 5.11 berechnet.

5.14	�Zweikontenführung: Bezieht der Kunde von den SWM  
neben Erdgas auch Strom oder Wasser, können die SWM 
eine gemeinsame Rechnung für alle von ihm bezogenen 
Sparten (Erdgas, Wasser oder Strom) erstellen. Wünscht 
der Kunde für einzelne Sparten eine getrennte Rechnung 
(z. B. Trennung von Erdgas-, Wasser- und Stromrechnung), 
so wird dem Kunden für die zweite (und ggf. weitere) 
Rechnung(en) ein Entgelt gemäß Ziffer 5.11 berechnet.

5.15	�Bei Zahlungsverzug des Kunden können die SWM, wenn 
sie erneut zur Zahlung auffordern oder den Betrag durch 
einen Beauftragten einziehen lassen, die dadurch entste-
henden Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal 
berechnen; die pauschale Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten 
nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Be-
rechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis gerin-
gerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

5.16	�Der Vertrag setzt das Bestehen einer Einzugsermächti-
gung/eines SEPA-Lastschriftmandats oder die Erklärung 
des Kunden voraus, dass die Zahlungen in bar am Kas-
senautomaten der SWM in der Emmy-Noether-Straße 2, 
80992 München, erfolgen. 

6.	 Lieferung
6.1	� Das von den SWM zu liefernde Erdgas ist Gas der 2. Gas-

familie, Gruppe H und entspricht in seiner Beschaffenheit 
den jeweils geltenden „Technischen Regeln“ des DVGW 
(Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches), Arbeits-
blatt G 260.

	� Grundlage der Abrechnung ist die Kilowattstunde (kWh). 
Der Verbrauch an kWh wird wie folgt ermittelt: Die gemes-
sene Erdgasmenge in Betriebsvolumen (m³) wird unter 
Berücksichtigung der Zustandszahl (z) und des Brenn-
werts gemäß DVGW in der jeweils geltenden Fassung 
(derzeit Arbeitsblatt G 685) in kWh umgerechnet. Die 
SWM legen der Ermittlung des Verbrauchs in kWh die 
vom jeweiligen Netzbetreiber, in dessen Verteilnetz sich 
die Abnahmestelle befindet, mitgeteilten Werte für Zu-
standszahl (z) und Brennwert zugrunde.

	� Entsprechend § 2 Absatz 3 Nr. 4 GasGVV wird darauf hin-
gewiesen, dass die Nutzenergie einer Kilowattstunde Erd-
gas im Vergleich mit der Kilowattstunde Strom entspre-
chend dem Wirkungsgrad des Wärmeerzeugers geringer 
ist.

6.2	� Die Verpflichtung zur Lieferung von Erdgas besteht nicht, 
soweit die SWM am Bezug, der Fortleitung oder der Liefe-
rung von Erdgas durch höhere Gewalt oder sonstige un-
vorhersehbare Umstände, deren Beseitigung den SWM 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert sind.

6.3	� Der Kunde deckt seinen gesamten Erdgasbedarf durch 
die SWM. 
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Kalendermonats gekündigt werden. Bei einem Umzug ist 
der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zweiwöchiger Frist 
auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen.

10.2	�Die SWM sind berechtigt, in den Fällen der Ziffer 7.1 die-
ser Allgemeinen Vertragsbedingungen das Vertragsver-
hältnis fristlos zu kündigen, wenn die Voraussetzungen für 
die Unterbrechung der Erdgaslieferung wiederholt vorlie-
gen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen gemäß Ziffer 
7.2 dieser Allgemeinen Vertragsbedingungen sind die 
SWM zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn die Kün-
digung zwei Wochen vorher angedroht wurde. Ziffer 7.2 
Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

10.3	�Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichti-
gem Grund gemäß § 314 BGB bleibt unberührt.

10.4	�Die Kündigung bedarf der Textform. Die SWM bestätigen 
den Eingang der Kündigung in Textform unverzüglich nach 
Zugang der Kündigung.

11.	 Vertragsänderung
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen erfol-
gen entsprechend § 5 Absatz 2 und 3 GasGVV, das heißt: 
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den jeweils zum Monatsbeginn und erst nach öffentlicher 
Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs Wochen vor 
der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Die SWM 
sind verpflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeit-
gleich mit der öffentlichen Bekanntgabe eine Mitteilung in 
Textform an den Kunden zu versenden und die Änderun-
gen auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 
Im Falle einer Änderung der Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderung  zu kündigen. Die Kündigung 
bedarf der Textform. 
Änderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen wer-
den gegenüber demjenigen Kunden nicht wirksam, der 
bei einer Kündigung des Vertrags mit den SWM die Einlei-
tung eines Wechsels des Versorgers durch entsprechen-
den Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Kündigung nachweist. Weitere gesetzliche und ver-
tragliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt.

12.	� Beschwerden, Schlichtungsstelle, Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur

12.1	�Bei Fragen oder Beanstandungen im Zusammenhang mit 
der Energielieferung kann sich der Kunde an die SWM 
Versorgungs GmbH, Emmy-Noether-Straße 2, 80992 
München, Telefon 0800 796 796 0 (kostenfrei innerhalb 
Deutschlands) oder per E-Mail an privatkunden@swm.de 
wenden.

12.2	�Zur Beilegung von Streitigkeiten kann unter den Voraus-
setzungen des § 111b EnWG ein Schlichtungsverfahren 
bei der Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 
133, 10117 Berlin, Internet www.schlichtungsstelle-ener-
gie.de, E-Mail info@schlichtungsstelle-energie.de, bean-
tragt werden.  
Voraussetzung hierfür ist, dass die Beschwerdestelle der 
SWM angerufen wurde und keine für beide Seiten zufrie-
denstellende Lösung gefunden wurde.

12.3	�Der Kunde hat zudem die Möglichkeit, sich für den Erhalt 
von Verbraucherinformationen an den Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommuni-
kation, Post und Eisenbahnen, Verbraucherservice Postfach 
80 01, 53105 Bonn, E-Mail verbraucherservice-energie@
bnetza.de, zu wenden.

13.	 Datenspeicherung
13.1	�Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis  

erhobenen Daten werden von den SWM automatisiert ge-
speichert, verarbeitet und im Rahmen der Zweckbestim-
mung des Vertragsverhältnisses (z. B. Verbrauchsabrech-
nung, Rechnungsstellung, Kundenbetreuung) unter 

7.	 Unterbrechung der Erdgaslieferung
7.1	� Die SWM sind berechtigt, die Erdgaslieferung ohne vorhe-

rige Androhung durch den Netzbetreiber unterbrechen zu 
lassen, wenn der Kunde den Bedingungen dieses Erdgas-
liefervertrags in nicht unerheblichem Maß schuldhaft zuwi-
derhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um den 
Gebrauch von Erdgas unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern.

7.2	� Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, 
sind die SWM berechtigt, die Erdgaslieferung vier Wochen 
nach Androhung unterbrechen zu lassen und den zustän-
digen Netzbetreiber nach § 24 Absatz 3 der Niederdruck-
anschlussverordnung (NDAV) mit der Unterbrechung der 
Erdgaslieferung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen oder der Kunde darlegt, dass 
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Die SWM können mit der Mahnung 
zugleich die Unterbrechung der Erdgaslieferung androhen, 
sofern dies nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwi-
derhandlung steht.

7.3	� Der Beginn der Unterbrechung der Erdgaslieferung ist 
dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukündigen.

7.4	� Die SWM haben die Erdgaslieferung unverzüglich wieder-
herstellen zu lassen, sobald die Gründe für ihre Unterbre-
chung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Unter-
brechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt 
hat. Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle 
pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist 
die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis 
geringerer Kosten ist dem Kunden gestattet.

8.	� M-Ökogas – Beschaffung und Entwertung von CO2-
Minderungszertifikaten

8.1	� Die SWM beschaffen eine der Erdgasbezugsmenge ent-
sprechende Menge von CO2-Minderungszertifikaten. Als 
CO2-Minderungszertifikate dienen dabei Zertifikate aus 
weltweiten Klimaschutzprojekten (CER, ERU, AAU, VER 
Standard und VCS Standard oder vergleichbare Zertifika-
te). Die zu beschaffende Menge an CO2-Minderungszerti-
fikaten wird mit Hilfe anerkannter Datenbanken auf Basis 
der Erdgasbezugsmenge ermittelt. Neben der Erdgas
bezugsmenge wird auch die Vorkette für die Durchleitung 
der Erdgasbezugsmenge berücksichtigt.

8.2	� Die SWM veranlassen die Verwaltung und Entwertung der 
CO2-Minderungszertifikate auf anerkannten Plattformen 
(wie z. B. Markit). Durch die Entwertung wird erreicht, dass 
die Zertifikate dem Markt nicht mehr zur Verfügung stehen.

9.	 Haftung
Die Haftung der SWM für Schäden des Kunden, gleich 
aus welchem Rechtsgrund, ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht, sofern die Pflichtverletzung auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zurückzuführen ist oder es sich dabei um 
Verletzungen des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder um Verletzungen wesentlicher Vertragspflichten han-
delt. Der Schadensersatz für die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass bei einer Unterbrechung oder bei Unregel-
mäßigkeiten in der Erdgasversorgung, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, Ansprüche gegen den Verteil-
netzbetreiber geltend gemacht werden können.

10.	 Laufzeit, Vertragsende, Kündigung
10.1	�Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und 

kann mit einer Frist von einem Monat auf das Ende eines 
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Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen genutzt 
und können zur Durchführung des Vertragsverhältnisses 
an beauftragte Dritte weitergegeben werden.

13.2	�Bei Abschluss dieses Vertrags über das Kunden-werben-
Kunden-Programm gilt ergänzend zu Ziffer 13.1: Die im 
Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis erhobenen 
Daten werden von den SWM auch zum Zwecke der Ab-
wicklung des Kunden-werben-Kunden-Programms unter 
Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen verar-
beitet und genutzt. Soweit es für die Abwicklung des Kun-
den-werben-Kunden-Programms erforderlich ist, geben 
die SWM im Rahmen des gesetzlich Zulässigen die Daten 
an den Betreiber des Empfehlungssystems weiter.

14.	 Schlussbestimmungen
14.1	�Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein 

oder werden, so wird die Gültigkeit der anderen Bestim-
mungen hierdurch nicht berührt.

14.2	�Die SWM dürfen sich zur Erfüllung ihrer vertraglichen 
Pflichten Dritter bedienen. Tritt an die Stelle der SWM ein 
anderes Unternehmen in die aus dem Vertrag entstehen-
den Rechte und Pflichten ein, bedarf es hierfür nicht der 
Zustimmung des Kunden. Der Kunde ist in diesem Fall 
berechtigt, das Vertragsverhältnis mit einer Frist von ei-
nem Monat auf das Ende des der Kenntnisnahme folgen-
den Monats zu kündigen.

14.3	�Soweit nichts Abweichendes vereinbart wurde, gilt im  
Übrigen die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Er-
satzversorgung mit Gas aus dem Niederdrucknetz (Gas-
grundversorgungsverordnung – GasGVV) vom 26.10.2006 
(Bundesgesetzblatt I 2006 S. 2391, 2396) in ihrer jeweils 
gültigen Fassung.  
Die GasGVV kann bei der SWM Versorgungs GmbH,  
Emmy-Noether-Straße 2, 80992 München, angefordert 
oder unter www.swm.de eingesehen werden.

Hinweis zum Energiesteuergesetz

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraft-
stoff verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwen-
dung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energie-
steuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere 
Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche 
Folgen! In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zu-
ständiges Hauptzollamt.“

Stand: 01.09.2014 (M)

Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und
der Bienenseuchen-Verordnung (BienSeuchV);
Schutzmaßregeln gegen die Varroatose

Die Landeshauptstadt München als zuständige Kreisverwal-
tungsbehörde erlässt folgende

Allgemeinverfügung:

I.	� Die Herbstbehandlung 2014 (nach Trachtende) zum Schutz 
gegen die Varroatose für alle im gesamten Gebiet der Landes-
hauptstadt München gehaltenen Bienenvölker wird ange-
ordnet.

II.	� Die Behandlung der Bienenvölker ist mit den hierfür zuge-
lassenen Arzneimitteln Bayvarol®, Perizin®, Apiguard®, 
Thymovar®, Api Life Var®, Oxalsäuredihydrat-Lösung 3,5 % 
(m/V) ad us. vet., Oxuvar®, Ameisensäure 60 % ad us. Vet. 
(auch mit Handelsnamen Formivar® im Verkehr) und Milch-
säure 15 % ad us. vet. nach Anweisung des Herstellers 
unter Aufsicht des Veterinäramtes der Landeshauptstadt 
München durchzuführen.

	� In begründeten Einzelfällen können für Versuche zur Resis-
tenzzucht Ausnahmen von der Behandlungspflicht gewährt 
werden.

III.	� Die sofortige Vollziehung wird angeordnet, soweit die auf-
schiebende Wirkung einer Anfechtungsklage nicht bereits 
gem. § 37 TierGesG i.V.m. § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsge-
richtsordnung entfällt.

IV.	� Für diese Verfügung werden keine Kosten erhoben.

V.	� Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München in Kraft 
und gilt nur bis zum 31.12.2014.

München, den 25.06.2014	� Landeshauptstadt München
		  Kreisverwaltungsreferat
		�  Sicherheit und Ordnung. 

Gewerbe
		  Allgemeine Gefahrenabwehr
		  Dr. Blume-Beyerle

Hinweise:

1.	� Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 des Bayer. Verwaltungsverfah-
rensgesetzes – BayVwVfG – (BayRS 2010-1-I, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 22. Dezember 2009, GVBl. S. 628) 
ist nur der verfügende Teil der Allgemeinverfügung öffentlich 
bekannt zu machen.

	� Die Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung dieser Allge-
meinverfügung kann beim Kreisverwaltungsreferat, Haupt-
abteilung I – Sicherheit und Ordnung. Gewerbe – Allgemeine 
Gefahrenabwehr, Ruppertstr. 11, 80337 München, Zimmer 
309 oder 310 während der allgemeinen Dienstzeiten einge-
sehen werden.

2. �Durchgeführte Behandlungen sind in das Bestandsbuch ge-
mäß der Verordnung über Nachweispflichten für Arzneimittel, 
die zur Anwendung bei Tieren bestimmt sind, einzutragen.

3.	� Die Behandlung ist während der trachtenfreien Zeit durch-
zuführen.

4.	� Bei der Verwendung von Perizin® sollen die Völker brutfrei 
sein.

5.	� Für eine effektive Varroabekämpfung und den Erhalt gesun-
der Bienenvölker ist eine frühzeitige Behandlung, deutlich 
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vor Erreichen der Schadenswelle nötig. Jungvölker (Ableger), 
die nicht der Honiggewinnung dienen, können schon vor 
Trachtende, Wirtschaftsvölker unmittelbar nach der letzten 
Honigentnahme behandelt werden.

6.	� Bei der Anwendung der o.g. Zugelassenen Behandlungs-
mittel sind die Anweisungen der Arzneimittelhersteller einzu-
halten.

7.	� Ausnahmen vom Behandlungsgebot können für Versuche 
zur Resistenzzucht auf Antrag durch die Landeshauptstadt 
München – Kreisverwaltungsreferat, HA I/221, Ruppertstra-
ße 11, 80466 München gewährt werden.

Gründe:

I.
Es besteht ein flächendeckender Befall der Bienenvölker in 
Bayern mit der Varroamilbe. Auch eine fachgerechte Behand-
lung führt zu keiner Milbenfreiheit. Die Varroamilben verursachen 
schwere Schäden bei den Bienenvölkern, insbesondere bei der 
Bienenbrut. Die Völker werden schwächer und brechen schließ-
lich zusammen.
Durch die regelmäßig und planmäßig jährlich durchgeführte Be-
handlung kann verhindert werden, dass es zum klinisch mani-
festen Ausbruch der Varroatose (Varroose) kommt. Eine flächen-
deckende Behandlung der Bienenvölker im Stadtgebiet München 
ist zum Schutz gegen die Varroatose somit erforderlich.

II.
Die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Landeshauptstadt 
München zum Erlass dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus 
Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Vollzug des Tierseuchen-
rechts (BayRS-7831-1-G, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. Juli 2009; GVBl. S. 400) und § 1 der Verordnung zum Voll-
zug des Tierseuchenrechts (Tierseuchen-Vollzugsverordnung 
vom 23. Februar 2012) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG – BayRS 2010-1-I, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2009; GVBl. 
S. 628).

Rechtsgrundlage für den Erlass der tierseuchenrechtlichen All-
gemeinverfügung ist § 15 Abs. 2 Bienenseuchen-Verordnung, 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2004 
(BGBl. I. S. 2738, zuletzt geändert am 17. April 2014 (BGBl. I  
S. 388).

Danach kann die zuständige Behörde, soweit es zum Schutz 
gegen die Varroatose erforderlich ist, anordnen, dass in einem 
von ihr bestimmten Gebiet in einer von ihr bestimmten Frist alle 
Bienenvölker gegen Varroamilben zu behandeln sind.

Die Anordnung ist zum Schutz gegen die Varroatose geeignet 
und erforderlich sowie auch angemessen. Der durch die Be-
handlung entstehende Aufwand steht nicht außer Verhältnis 
zum öffentlichen Interesse an der Verhinderung des Ausbruchs 
des klinischen Erscheinungsbildes der Varroatose. Die Anord-
nung ist nur für das Behandlungsjahr 2014 gültig, um die je-
weils aktuelle Befallssituation berücksichtigen zu können.

III.
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80 Abs. 
2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung. Die Maßnahme liegt im 
besonderen öffentlichen Interesse, da eine Ausbreitung der 
Varroatose und ein damit einhergehender wirtschaftlicher Scha-
den größeren Ausmaßes verhindert werden soll. Um die exis-
tentielle Gefährdung der Bienenvölker zu vermeiden, kann es 
nicht hingenommen werden, dass im Falle eines Rechtsbehelfs-
verfahrens eine Behandlung bis zum rechtskräftigen Abschluss 
desselben unter Umständen monatelang hinausgezögert wird. 
Die jeweiligen persönlichen Belange der Tierhalter müssen dem 
gegenüber zurückstehen.

IV.
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 7 des Gesetzes über 
den Vollzug des Tierseuchenrechts.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in München, Bayerstraße 30, 80335 München (Postan-
schrift: Postfach 200 543, 80005 München) schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, die Be-
klagte (Landeshauptstadt München) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden.

Wird Klage erhoben, so kann gegen die Anordnung der soforti-
gen Vollziehbarkeit dieses Bescheides bei dem oben bezeich-
neten Gericht Antrag auf Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung gestellt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007, in 
Kraft seit dem 01.07.2007 (GVBl. 2007 S. 390) wurde das Wi-
derspruchsverfahren im Bereich des Tierschutzrechts abge-
schafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen.

– �Die Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 27. Juni 2014	 Kreisverwaltungsreferat
		  Hauptabteilung I
		  Sicherheit und Ordnung.		
		  Gewerbe
		  Allgemeine Gefahrenabwehr
		  KVR-I/221

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Herrn/Frau/Firma Bauherrengemeinschaft Herrn Dr. Uwe Bäcker, 
Frau Helga Bäcker und Frau Dr. Heidi Hafner wurde mit Be-
scheid vom 30.06.2014 gemäß Art. 59 BayBO folgende Bauge-
nehmigung für
Neubau einer Balkonanlage und einer Lagerfläche
auf dem Grundstück Pelkovenstr. 55 , Fl.Nr. 97/0, Gemarkung 
Moosach mit Auflagen (etc. wie Baugenehmigung) erteilt:

Der Bauantrag vom 13.03.2014 nach Plan Nr. 2014-06654 
mit Handeintragungen vom 16.05.2014 zur Verkleinerung 
der Balkone wird hiermit im vereinfachten Genehmigungs-
verfahren genehmigt. 
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Nachbarwürdigung:

Die Nachbarn Pelkovenstr. Fl.Nr. 94, Pelkovenstr. Fl.Nr. 98, Pel-
kovenstr. Fl.Nr. 98/3 und Dresdnerstr. Fl.Nr. 99 haben den Bau-
eingabeplan nicht unterschrieben. Das Bauvorhaben entspricht 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen 
Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich geschützte Belange 
werden nicht beeinträchtigt; insbesondere werden keine Befrei-
ungen oder Abweichungen erteilt, die nachbarrechtlich von Be-
deutung sind.
 
Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn nach 
Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO wird aufgrund der großen Zahl 
an Beteiligten entsprechend Art. 66 Abs. 2 BayBO durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Nachbarn haben 
die Möglichkeit entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung  
gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 
München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Eine Klage, die sich allein gegen die Höhe der Kosten richtet, 
hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 VwGO). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit, beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung der Klage zu stellen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO).
Bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten  
(§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 VwGO) ist der Antrag nach § 80 Abs. 5 
VwGO an das Bayerische Verwaltungsgericht München nur 
zulässig, wenn die Landeshauptstadt München, Referat für 

Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV, Lokalbau-
kommission einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
ganz oder zum Teil abgelehnt hat oder über diesen Antrag 
ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes in angemesse-
ner Frist sachlich nicht entschieden hat oder die Vollstre-
ckung droht (§ 80 Abs. 6 VwGO).
Diese Anträge hemmen nicht den Lauf der Rechtsmittelfrist. 
D.h. nur eine Klageerhebung verhindert, dass der Bescheid 
bestandskräftig wird.

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommissi-
on, Blumenstr. 19, Zimmer 423, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der Telefonnummer (0 89) 2 33-2 22 73.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt.

München, 30. Juni 2014	� Landeshauptstadt München
		�  Referat für Stadtplanung 

und Bauordnung – HA IV
		  Lokalbaukommission
	

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); Hofmannstr.9, Fa. Vinzenz Murr GmbH 
Antrag auf Genehmigung gem. §§ 4,19 BImSchG 

Die Fa. Vinzenz Murr vertreten durch IBF Ingenieure beantragte 
mit Schreiben vom 11.04.2014, eingegangen am 05.06.2014, 
die immissionsschutzrechtliche Neugenehmigung für die Er-
richtung und den Betrieb einer KWK-Anlage zur Erzeugung von 
Strom und Nutzung von Abwärme für den Betrieb der Fa. Vin-
zenz Murr.

Die Anlage unterfällt der Nr. 1.4.2 der 4. BImSchV. Die KWK-
Anlage besteht im Wesentlichen aus einem mit Erdgas betrie-
benen Verbrennungsmotor, einschließlich Generator. Zur Nut-
zung der in den Abgasen vorhandenen thermischen Energie 
wird das Abgas nach der Dampferzeugung über einen Abgas-
wärmetauscher auf 120 °C abgekühlt und in den Pufferspeicher 
zur Warmwasserbereitung gespeichert. Der Gasmotor ist mit 
einem Oxidationskatalysator zur Reinigung der Abgase ausge-
stattet. Die Feuerungswärmeleistung des Gasmotors beträgt 
1.098 Kilowatt. Aufstellungsort ist das vorhandene Kesselhaus 
an der Hofmannstraße 9. Nach Endausbau ergibt sich eine Ge-
samtfeuerungswärmeleistung von 6,386 Megawatt. Die Ablei-
tung der Motorenabgase erfolgt über den vorhandenen 
Schornstein in einer Höhe von 29,5 m über Erdgleiche.

Nach § 3a Satz 1 UVPG hat die Referat für Gesundheit und 
Umwelt als zuständige Behörde spätestens zu Beginn des Ge-
nehmigungsverfahrens festzustellen, ob nach den §§ 3b bis 3f 
UVPG für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung  
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Die standortbezogene Vorprüfung gemäß § 3c Sätze 2 und 3 
UVPG i.V. m Nr. 1. 2. 3. 2 der Anlage 1 und Anlage 2 Nr. 2 des 
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UVPG hat ergeben, dass von dem beantragten Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutz-
güter zu erwarten sind, so dass das Vorhaben keiner förmlichen 
Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf.

Diese Feststellung wird hiermit gem. § 3a Satz 2 2. Halbsatz 
UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. Das Pro-
tokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim Referat für 
Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28 a, 80335 München, 
Sachgebiet UW 24, Zimmer 3046 nach vorheriger telefonischer 
Anmeldung (Tel. Nr. 0 89/2 33-4 77 60) eingesehen werden. 
Weitere Auskünfte können ebenfalls unter der Telefonnummer 
089/233-4 77 60 eingeholt werden. 

München, 1. Juli 2014	� Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und Umwelt

Die Landeshauptstadt München gibt Folgendes bekannt:

Ankündigung 
für den 22. Stadtbezirk:
Es ist beabsichtigt, die bisher als Gemeindeverbindungsstraße 
gewidmete Teilstrecke der Hanfgartenstraße (FlurStk. Nr. 194, 
194/4, 194/3 Gemarkung Langwied) zwischen der Mooswie-
senstraße (= km 0,490) und der Berglwiesenstraße (= km 1,120) 
und die bisher als nicht ausgebauter Feld-und Waldweg gewid-
mete Teilstrecke des Steffelweges (Flstk Nr. 186/3 uns 186/2 
Gemarkung Langwied) zwischen dem Ende der geplanten 
künftigen Kehre (= km 0,183) und der Hanfgartenstraße (= km 
0,235) gem. Art. 8 Abs. 1 BayStrWG wegerechtlich einzuziehen.

Die o.g. Teilstrecken wurden gem. dem Bebauungsplan mit 
Grünordnung Nr. 2075 der Landeshauptstadt München über-
plant und verlieren durch den entsprechenden Umbau ihre Ver-
kehrsbedeutung.

Es ist weiterhin beabsichtigt, die bisher als ausgebauter Feld-
und Waldweg gewidmete Teilstrecke der Mooswiesenstraße 
(Flstk Nr. 200, 202/2, 201/1, Teilfl. aus Flst. Nr. 201 Gemarkung 
Langwied) zwischen der Lochhausener Straße (= km 1,289) 
und der Hanfgartenstraße ( = km 1,491) gem. Art. 7 BayStrWG 
zu einer Ortsstraße umzustufen.

Die o.g. Teilstrecke wurde ebenfalls durch den Bebauungsplan 
mit Grünordnung Nr. 2075 der Landeshauptstadt München 
überplant und muss somit nach dem Umbau widmungsrecht-
lich an die neue Verkehrsbedeutung angepasst werden. 

Widmungssverfügung 
für den 19. Stadtbezirk:
Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses des 19. Stadt-
bezirkes vom 03.06.2014 wird   der platzartige Bereich (Flstk. 
Nr. 8/16, 8/15, 8/12, Teilf. aus Flstk. Nr. 149/10, 8/13, 8/19 und 
12/3 Gemarkung Talkirchen ) zwischen der Schäftlarnstraße, 
nördlich von Haus Nr. 181 und 183 (= km 0,000) und 71 m öst-
lich davon (= km 0,071) zu einem „beschränkt-öffentlichen 
Weg, Fußgängerbereich, Radverkehr, Lieferverkehr und Zufahrt 
für Berechtigte frei“ gewidmet. 
Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmung er-
forderliche Verfügungsbefugnis. 
Die Widmung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG am 
11.07.2014 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Umstufungsverfügungen
für den 24. Stadtbezirk:
Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses des 24. Stadt-
bezirkes vom 06.05.2014 werden die bisher als Ortsstraße ge-
widmeten Teilstrecken der Schittgablerstraße (1. 
Abschnitt:Teilfl. aus Flstk. Nr. 1064/4 ; 2. Abschnitt: Teilfl. aus 
Flstk. Nr. 1070/846, 1070/1095 und 1070/1136  Gemarkung 
Feldmoching) zwischen der Lerchenauer Straße  (= km 0,000) 
und dem Straßenknick der Ortsstraße (= km 0,0,035) und zwi-
schen dem Löwenzahnweg (= km 0,474) und der Wilhelmine-
Reichard-Straße (= km 0,534) gem. Art. 7 BayStrWG zu „be-
schränkt-öffentlichen Wegen, Fuß- und Radverkehr“umgestuft. 

Die o.a. Teilstrecken wurden im Zuge des Neubaus der Wilhel-
mine-Reichard-Straße für den Fuß- und Radverkehr umgebaut. 
Damit hat sich die Verkehrsbedeutung geändert, so dass die 
o.a. Straßenstrecken umgestuft werden müssen. 

Die Absicht der Umstufung wurde im Amtsblatt Nr. 33 vom 
29.01.2013 bekannt gegeben. 
Die Umstufung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG am 
11.07.2014 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Diese Verfügungen einschließlich ihrer Begründungen und Lage-
pläne, können bei der Landeshauptstadt München, Baureferat, 
Friedenstraße 40, 81671 München, Zimmer  5.134 (5. Stock) 
während der üblichen Dienstzeiten bis einschließlich 12.08.2014 
eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügungen kann innerhalb eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007(GVBl S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des BayStWG 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen.
Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.
Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten.

München, 10. Juli 2014	 Baureferat
		  Verwaltung und Recht 
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Das Arbeits- und Tarifrecht der katholischen Kirche. Praxis-
handbuch für Kirche und Caritas. Von Hermann Reichold, 
Ulf Kortstock ... – München: Beck; Freiburg i.B.: Lambertus, 
2014. XXI, 384 S. ISBN 978-3-406-65090-1; € 59.– 

Die Neuerscheinung stellt das Arbeits- und Tarifrecht der ka-
tholischen Kirche in lexikalischer Form in mehr als 100 Stich-
wörtern vor. Es geht auf die zahlreichen Besonderheiten ein, 
die das katholische Arbeitsrecht kennzeichnen, z.B. – geregelt 
durch eigene Gesetze – im Mitarbeitervertretungsrecht, bei der 
Gestaltung von Arbeitsverträgen, bei arbeitsrechtlichen Streitig-
keiten. Es werden dabei sowohl Unterschiede als auch Über-
schneidungen zum staatlichen Arbeitsrecht aufgezeigt.

Böhm, Horst, Horst Marburger und Reinhold Spanl: Betreu-
ungsrecht Betreuungspraxis. Ausgabe 2014: Kommentar 
und Arbeitshilfen. – 5., neu bearb. Aufl. – Regensburg:  
Walhalla, 2014. 824 S. ISBN 978-3-8029-8418-1; € 44.–

Das Nachschlagewerk gliedert sich in drei Themenbereiche: 
Betreuungsrecht, Sozialrecht und Praxishilfen/Formblätter. Der 
Band vermittelt die Grundzüge zum Betreuungs- und Sozial-
recht. Die umfangreichen Neuerungen sind verständlich erläu-
tert. Das Werk informiert über Vermögensverwaltung und die 
betreuungsgerichtliche Genehmigung. Behandelt werden auch 
die Aspekte Aufwendungsersatz, Aufwandsentschädigung und 
Vergütung. 
Nützliche Musterbriefe, Beispiele und Formulare unterstützen 
die Arbeit auch von ehrenamtlichen Betreuern und Angehörigen 
beratender Berufe.
Das übersichtliche Inhaltsverzeichnis, zusätzliche Übersichten 
vor den Kapiteln und Stichworte am Seitenrand sowie ein  
Findex erschließen den Band.

Kaser, Max: Römisches Privatrecht. Ein Studienbuch.  
Fortgeführt von Rolf Knütel. – 20., überarb. und erw. Aufl. – 
München: Beck, 2014. XXI, 498 S. (Kurzlehrbücher für das 
juristische Studium) ISBN 978-3-406-65672-9; € 27,90.

Das römische Recht ist eine wesentliche Quelle des modernen 
europäischen Zivilrechts. Das Lehrbuch beleuchtet die Grund-
züge des römischen Privatrechts. Neben den allgemeinen 
Grundlagen und Grundbegriffen wird das Personenrecht, das 
Sachenrecht, das Obligationenrecht, das Familienrecht und das 
Erbrecht dargestellt. Der Aufbau des Bandes orientiert sich an 
der Systematik des römischen Rechts.
Die verwendete römisch-rechtliche Fachterminologie wird über-
setzt und erläutert. Zahlreiche Texte aus dem Corpus Iuris  
Civilis sind in Übersetzung aufgeführt. 

Schaller, Hans: Vergabe- und Vertragsordnung für Leistun-
gen (VOL), Teile A und B. – 5. überarb. Aufl. – München: 
Beck, 2014. XX, 949 S. (Beck’sche Kompakt-Kommentare) 
ISBN 978-3-406-60564-2; € 109.– 

Die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) enthält Grund-
sätze und Regelungen für die Vergabe und Ausführung von 
Leistungen durch die öffentliche Hand, die nicht Bauleistungen 
sind. 
Der Kommentar erläutert verständlich und in knapper Form die 
VOL 2009 mit all ihren strukturellen Änderungen. Der Schwer-
punkt liegt auf der praktischen Umsetzung der rechtlichen Vor-
schriften und Vorgaben. Die Bezüge zwischen VOL/A und 
VOL/B (Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von Leistungen) sowie die Anwendung des EG-Vergaberechts 
werden erläutert.
Das Vergaberecht wurde weiter vereinfacht, die bisherige 
Unterteilung in Basis- und „a“-Paragraphen aufgegeben.
Die Bestimmungen der Abschnitte 1 und 2 der VOL sind jetzt  
in sich geschlossen anzuwenden, Abschnitt 1 für Vergaben un-
terhalb der EU-Schwellenwerte, Abschnitt 2 für europaweite 
Ausschreibungen oberhalb der EU-Schwellenwerte. Ebenfalls 
eingearbeitet ist die neue Vergabeverordnung, die Ende Okto-
ber 2013 in Kraft getreten ist und in der die Schwellenwerte für 
europaweite Ausschreibungen neu festgelegt wurden. 

Handbuch der Wohnraummiete. Begründet von Wolfgang 
Köhler. Fortgef. von Ralph Kossmann und Matthias Meyer-
Abich. – 7., neubearb. Aufl. – München: Vahlen, 2014. XXXI, 
882 S. ISBN 978-3-8006-3643-3; € 115.– 

Das Handbuch bietet eine Übersicht über das gesamte Recht 
der Wohnraummiete und bündelt die verstreuten Vorschriften. 
Die praxisorientierten Erläuterungen berücksichtigen gleicher-
maßen die Interessen von Mietern und Vermietern.
Das Werk behandelt in einzelnen Abschnitten: Mietvertrag, Be-
endigung des Mietverhältnisses, Kündigungsschutz, Mietpreis-
schutz und Mietprozess.
In die Neuauflage ist das Mietrechtsänderungsgesetz und die 
neueste Rechtsprechung eingearbeitet.
Im Anhang sind Vertrags- und Erklärungsmuster enthalten. Ein 
detailliertes Sachregister hilft, den richtigen Einstieg für Recher-
chen zu finden.
 

Disziplinarrecht, Strafrecht, Beschwerderecht der Bundes-
wehr. Hrsg. von Karl Helmut Schnell und Heinz-Peter Ebert. 
– 28., aktual. Aufl.; Stand: Dezember 2013. – Regensburg: 
Walhalla, 2014. 1038 S. ISBN 978-3-8029-6296-7; € 19,95.

Das seit Jahren bewährte Taschenbuch enthält alle Gesetze, 
Verordnungen und Erlasse, die im Rechtsalltag der Bundes-
wehr anzuwenden sind. Der Band wurde vollständig überarbei-
tet. Neuerungen zur Bundeswehrreform wurden eingearbeitet. 
Die Sammlung berücksichtigt dreizehn geänderte Gesetze, Ver-
ordnungen und Erlasse. Neu aufgenommen wurden ein Erlass 
(Hinweise zur Bearbeitung von Beschwerden ...) und eine An-
ordnung (Übertragung von Zuständigkeiten im Widerspruchs-
verfahren ...).
Ein detailliertes Stichwortverzeichnis, Schaubilder, Anmerkun-
gen und Verweisungen erleichtern den Umgang mit der 
Rechtsmaterie des Disziplinar-, Straf- und Beschwerderechts 
der Bundeswehr. 
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Marly, Jochen: Praxishandbuch Softwarerecht. Rechtsschutz 
und Vertragsgestaltung. Urheberrecht, Patentrecht, Pflicht-
verletzungen, Vertragsgestaltung, Allgemeine Geschäfts
bedingungen, Musterverträge auf Text-CD-ROM. – 6., voll-
ständig überarb. Aufl. – München: Beck, 2014. XXXVI, 932 
S. 1 CD-ROM. ISBN 978-3-406-66114-3; € 139.–

Das Handbuch informiert über praktische Fragen zum Rechts-
schutz von Computersoftware durch das Urheberrecht, das 
Patentrecht, das Markenrecht und das UWG. Der Band stellt 
die gebräuchlichen Verträge dar und führt aus, ob sie zulässig 
und zweckmäßig sind. Dabei werden auch die Vorschriften 
über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen erläutert.
Die Neuauflage berücksichtigt die wegbereitende Rechtspre-
chung des EuGH zum softwarespezifischen Urheberrecht  
sowie deren Auswirkungen auf die Vertragsgestaltung. Grund-
legend überarbeitet und ausgebaut wurden die Kapitel über 
Apps für Smartphones und Tablets, Software as a Service so-
wie Cloud Computing.
Zahlreiche Musterverträge sind auf der beiliegenden CD-ROM 
gespeichert und können in die eigene Textverarbeitung über-
nommen werden.
Ein ausführliches Entscheidungsregister rundet das Handbuch 
ab.

Lüke, Wolfgang: Sachenrecht. – 3. Aufl. – München: Beck, 
2014. XXVI, 384 S. (Lernbücher Jura) ISBN 978-3-406-65224-0; 
€ 24,90. 

Die Lernbücher Jura unterstützen Studierende bei der Erarbei-
tung des Stoffes und Examenskandidaten bei der Vorbereitung 
auf das erste und zweite Staatsexamen.
Der Band behandelt das Sachenrecht. Der Schwerpunkt der 
Darstellung liegt in der Vermittlung des prüfungsrelevanten 
Pflichtfachstoffs. Übersichten, Grafiken, Merksätze und Lern-
hinweise verschaffen einen schnellen Überblick. Die Zusam-
menfassungen und Kontrollfragen am Ende eines jeden Kapi-
tels helfen bei der Wiederholung des erarbeiteten Stoffes.
Die Neuauflage berücksichtigt die Entwicklung der Rechtspre-
chung. Ein besonderes Augenmerk wurde auf aktuelle Prob-
lemstellungen gelegt wie Google StreetView. Zur GbR im 
Grundstücksverkehr wurden einzelne Fälle neu aufgenommen.

Demharter, Johann: Grundbuchordnung. Mit dem Text der 
Grundbuchverfügung und weiterer Vorschriften. – 29., neu-
bearb. Aufl. – München: Beck, 2014. XVIII, 1242 S.(Beck’sche 
Kurz-Kommentare; 8) ISBN 978-3-406-66128-0; € 73.–

Die umfassend überarbeitete Neuauflage des Standardkom-
mentars zur Grundbuchordnung erläutert alle Änderungen der 
Grundbuchordnung, die bis zum Ende der 17. Legislaturperio-
de verkündet wurden. Den Schwerpunkt bildet das Gesetz zur 
Einführung eines Datenbankgrundbuchs vom 1.10.2013, mit 
dem die weitere Modernisierung des Grundbuchverfahrens zur 
Umstellung des elektronischen Grundbuchs auf eine voll struk-
turierte Datenhaltung geregelt wird. Das Gesetz enthält Ände-
rungen von insgesamt 24 Normen der Grundbuchordnung. Ein-
gearbeitet ist außerdem die umfangreiche Novellierung zur 
Kostenmodernisierung mit der darin enthaltenen Ersetzung der 
Kostenordnung durch das Gerichts- und Notarkostengesetz 
(GNotKG).

Zwißler, Finn: Schmerzensgeld Katalog Ausgabe 2014.  
Die neue Urteilssammlung. Die aktuellen Schmerzensgeld-
beträge. – Regensburg: Walhalla, 2014. 272 S.  
ISBN 978-3-8029-7287-4; € 19,95.

Nach einer Verletzung muss der Schädiger Schmerzensgeld 
zahlen. Der jeweilige Betrag wird vom Gericht bestimmt. Maß-
stab ist ein umfangreicher Katalog von Einzelentscheidungen. 
Die Sammlung umfasst über 1300 Fälle zu Schmerzensgel-
dentscheidungen. Die Fälle sind nach Verletzungsarten und 
Höhe des zuerkannten Schmerzensgeldbetrages gegliedert. 
Die Geldbeträge beinhalten bereits die Inflationsrate für 2014. 
Damit lässt sich der schmerzensgeldrelevante Sachverhalt in 
die Skala der von der Rechtsprechung zuerkannten Entschädi-
gungsleistungen einordnen. Alle Entscheidungen weisen das 
Aktenzeichen des Gerichts aus.
Die einzelnen Schmerzensgeldentscheidungen sind lediglich 
als Orientierungshilfe zu verstehen. Bei der Bewertung des 
konkreten Falles sind vielfältige Faktoren zu beachten.
Ein Fachwortverzeichnis enthält die in den Entscheidungen 
enthaltenen wichtigsten medizinischen Fachbegriffe.

Lenz, Tobias: Produkthaftung. – München: Beck, 2014. LVIII, 
567 S. (NJW-Praxis; 9) ISBN 978-3-406-48161-1; € 79.– 

Technisch komplexe Produkte und globalisierte Herstellungs-
prozesse erhöhen das Risiko von Produktfehlern. Deswegen 
spielen Produkthaftung und Produktsicherheitsrecht eine im-
mer wichtigere Rolle. 
Die Neuerscheinung bietet eine umfassende Darstellung weit 
über das Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG) hinaus. Behan-
delt werden Produzentenhaftung und Produkthaftung; die straf-
rechtliche Produktverantwortung; der Rückruf und der Regress 
des Herstellers. Informiert wird zudem über internationale As-
pekte der Produkthaftung. Von großer praktischer Bedeutung 
ist das Versicherungsrecht, da die Hersteller versuchen, sich 
gegen die Risiken abzusichern. Die einschlägige Rechtspre-
chung wurde umfassend ausgewertet. Formulierungsbeispiele, 
Muster und Checklisten runden die Darstellung ab.

Kanitz, Friedrich von: Bilanzkunde für Juristen. –  
3., vollst. überarb. Aufl. – München: Beck, 2014. XX, 469 S. 
(NJW- Praxis; 73) ISBN 978-3-406-64569-3; € 69.–

Der Band bietet Juristen einen leichten Einstieg in Fragen zur 
kaufmännischen Bilanz, zur Gewinn- und Verlustrechnung, zum 
Jahresabschluss, zur Buchführung und Rechnungslegung. Die 
wichtigsten Praxis-Themen werden durch zahlreiche Beispiels-
fälle verdeutlicht.  
Die Neuauflage berücksichtigt die Vereinfachung der Rech-
nungslegung für Kleinstkapitalgesellschaften (MicroBilG) und 
die ersten Erfahrungen mit dem BilMoG in der Praxis. Die 
Rechtsprechung wurde auf den aktuellen Stand gebracht.

Daten- und Persönlichkeitsschutz im Arbeitsverhältnis. 
Praxishandbuch zum Arbeitnehmerdatenschutz. Hrsg. v. 
Stephan Weth, Maximilian Herberger und Michael Wächter. 
– München: Beck, 2014. XXII, 613 S.  
ISBN 978-3-406-63194-8; € 89.–

Amtsblatt_19.indd   674 08.07.14   14:25



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 19/2014

675

Das Handbuch erläutert neben den rechtlichen Fragestellungen 
des Datenschutzes von Arbeitnehmern auch die technische 
und gesellschaftliche Basis des Datenschutzrechts. Dabei wer-
den auch perspektivisch Fragestellungen aufgegriffen, die für 
die weitere Diskussion für Politik und Praxis relevant sind. Aus-
gangspunkt der geltenden Regelung zum Arbeitnehmerschutz 
ist die Vorschrift des § 32 BDSG. 
In einem allgemeinen und einem besonderen Teil werden die 
Aspekte des Schutzes der Arbeitnehmer beleuchtet. Ein eige-
ner Teil widmet sich Spezialfragen wie Betriebsrat und Daten-
schutz; Datenschutzbeauftragter; internationaler Datentransfer; 
Datenschutz im Konzern und im internationalen Konzern; Out-
sourcing von IT-Dienstleistungen; strafrechtliche Folgen des 
Verstoßes gegen Beschäftigtendatenschutz; personenbezoge-
ne Daten und Büroorganisation.

Wittmann, Bernd: Praxis-Handbuch Personalvertretungs-
gesetz Bayern. Systematik, Rechtsgrundlagen, Umsetzung. 
Mit Lexikon, Gesetzestext, aktuellen Urteilen. –  
2., aktual. Aufl. – Regensburg: Walhalla, 2013. 203 S.  
ISBN 978-3-8029-8095-4; € 19,95.

Der Fachanwalt für Arbeitsrecht und Dozent an der Bayeri-
schen Verwaltungsschule für Personalvertretungsseminare  
informiert über das Bayerische Personalvertretungsgesetz. Die 
wesentlichen Fragestellungen der Beteiligungsverfahren und 
die Rechte und Pflichten des Personalrates sowie seiner Mit-
glieder werden anhand ausgewählter Vorschriften erläutert.
Übersichten veranschaulichen die Mitbestimmungs-, Mitwir-
kungs- und Informationsrechte sowie das Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsverfahren. 
Der Lexikonteil erklärt wichtige personalrechtliche Begriffe und 
zeigt deren Anwendung und Umsetzung auf. Der Gesetzestext 
des BayPVG rundet den Leitfaden ab.

Handbuch der Steuerveranlagungen. Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer 2013. – 
München: Beck, 2014. getrennte Zählung. (Schriften des 
Deutschen wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater 
e.V.) ISBN 978-3-406-65850-1; € 89.– 

Das „Handbuch der Steuerveranlagungen 2013“ vereinigt die 
vier Einzelwerke Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Gewer-
besteuer und Umsatzsteuer in einem Band. 
Zur ersten Orientierung sind zu Beginn der Einzelbände die Ge-
setzestexte zusammenhängend abgedruckt. Vorweg sind je-
weils die Gesetzesänderungen gelistet.
Im Hauptteil wird der Veranlagungszeitraum 2013 behandelt. 
Hier sind die Gesetzesvorschriften in Verbindung mit den dazu-
gehörigen Durchführungsverordnungen, den Richtlinien und 
den sonstigen Verwaltungsanordnungen der Finanzbehörden 
abgedruckt. Gesetze, Durchführungsverordnungen und Verwal-
tungsanordnungen sind in voneinander abweichenden Schrift-
arten gedruckt, damit sich die verschiedenen Kategorien auf ei-
nen Blick voneinander abheben. Die gegenüber der letzten 
Ausgabe geänderten Textstellen sind durch einen Balken am 
Rand gekennzeichnet.
Im Anhang sind die jeweils relevanten Nebengesetze mit Ver-
ordnungen und Verwaltungsanweisungen wiedergegeben.

Betriebsverfassungsgesetz. Handkommentar. Begründet 
von Karl Fitting ... Neubearb. von Gerd Engels ... – 27., neu-
bearb. Aufl. – München: Vahlen, 2014. XXXIV, 2191 S.  
ISBN 978-3-8006-4707-1; € 79.–

Der bewährte Kommentar erläutert das Betriebsverfassungsge-
setz und die Wahlordnung. 
Zu den regelmäßigen Betriebsratswahlen 2014 berücksichtigt 
das Werk alle Gesetzesänderungen und über 300 neue Ent-
scheidungen des BAG, BVerfG, BGH und EuGH sowie wichtige 
Grundsatzentscheidungen der Instanzgerichte.
Schwerpunkte der Neuauflage sind:
– �Erläuterung der Vorschriften über die Betriebsratswahl und 

die internen Wahlen des Betriebsratsvorsitzenden, des Stell-
vertreters, der Ausschussmitglieder und der freigestellten Be-
triebsratsmitglieder – mit Beispielen 

– �Ausführungen zu den Sonderregelungen als Folge der Privati-
sierung, z.B. zum Wahlrecht der Beamten, Soldaten und  
Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes

– �aktuelle, in vielen Punkten neu ausgerichtete BAG-Rechtspre-
chung zur Leiharbeit

– �Kriterien zur Mitbestimmung bei Dienst- und Werkverträgen
– �Grundzüge der Gesetze, die sog. prekäre Arbeitsverhältnisse 

regeln, wie Befristungen, Teilzeit- oder Leiharbeit
– �Auswertung der BAG-Rechtsprechung zu Fragen der Massen-

entlassung
– �neueste BGH-Rechtsprechung zur Haftung eines Betriebs-

ratsmitglieds für im Auftrag des Betriebsrats abgeschlossene 
Verträge sowie für Sachverständigenkosten.

Das detaillierte Stichwortverzeichnis ermöglicht einen guten 
Einstieg bei Recherchen.

Stiftungsrechts-Handbuch. v. Campenhausen/Richter. Hrsg. 
v. Andreas Richter. – 4. aktual. und ergänzte Aufl. – München: 
Beck, 2014. XL, 1126 S. ISBN 978-3-406-64774-1; € 189.–

Deutschland besitzt kein einheitliches Stiftungsrecht, sondern 
unterschiedliche Landesregelungen. Das Handbuch bringt eine 
umfassende Darstellung des gesamten deutschen Stiftungs-
rechts unter besonderer Berücksichtigung steuerlicher Aspek-
te. Dabei setzt sich das Werk auseinander mit allen hier be-
kannten Arten von Stiftungen (Stiftungen des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechts; kirchliche Stiftungen; kommunale Stiftun-
gen; unselbständige Stiftungen) und befasst sich mit Fragen 
zur Errichtung und Verwaltung von Stiftungen, mit der Rech-
nungslegung von Stiftungen und mit steuerlichen Aspekten.
Neu aufgenommen wurde das Kapitel „Internationale Stiftun-
gen“. Zudem berücksichtigt die Neuauflage das Ehrenamts-
stärkungsgesetz sowie die neuen IDW-Standards zur Rech-
nungslegung von Stiftungen.

Krautzberger, Michael und Wilhelm Söfker: Baugesetzbuch: 
Leitfaden mit Synopse; Vergleichende Gegenüberstellung 
von neuem und altem Recht (Synopsen); Darstellung der 
Änderungen 2011 und 2013; Grunderläuterung des Städte-
baurechts. – 9. Aufl. – Heidelberg: Rehm, 2014. XVII, 468 S. 
ISBN 978-3-8073-0315-4; € 39,99.

Der eingeführte Leitfaden erläutert das Baugesetzbuch auf dem 
neuesten Stand.
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Mit dem Kauf verbunden ist ein Freischaltcode zur Nutzung der 
Online-Version bis zur Neuausgabe am 31.5.2015. Dieser Zu-
gang bietet einen Vollzugriff auf das komplette Werk, die zitierte 
Rechtsprechung, Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsan-
weisungen. Eine Aktualisierung der Stichworte erfolgt zum 1.7., 
1.10. und 1.1. des nächsten Jahres. Ausschließlich in der On-
line-Version sind Musterformulare zum Personalrecht verfügbar.

Hock, Klaus und Stefanie Hock: Lohnpfändung und Ver-
braucherinsolvenz. Handbuch mit Lohnpfändungs-ABC, 
Praxistipps und Mustern. – 2. Aufl. – München: Beck, 2014. 
XVII, 247 S. ISBN 978-3-406-65281-3; € 49.–

Die zunehmende Verschuldung privater Haushalte und damit 
vieler Arbeitnehmer hat in den letzten Jahren zu einem starken 
Anstieg der Lohnpfändungen geführt. Parallel dazu ist auch die 
Anzahl der Verbraucherinsolvenzen angestiegen.
Der Schwerpunkt des Bandes widmet sich der korrekten Ab-
wicklung von Lohnpfändungen. Die Probleme reichen vom Um-
fang der Auskunftspflichten, über die Berechnung des pfänd-
baren Betrages bis hin zu Behandlung mehrerer Gläubiger. In 
einem weiteren Kapitel wird die Abtretung von Arbeitseinkom-
men behandelt. Es schließt sich ein Abschnitt über das Verfah-
ren bei einer Verbraucherinsolvenz an.
Ein umfangreiches Lohnpfändungs-ABC ermöglicht die schnelle 
Klärung, ob ein pfändbarer, ein unpfändbarer oder ein bedingt 
pfändbarer Gehaltsbestandteil vorliegt.
Praxistipps, Muster und Beispiele runden die Darstellung ab.

Das Baugesetzbuch ist 2011 und 2013 weitreichend geändert 
worden. Für die kommunale Praxis ergeben sich daraus neue 
Aufgaben bei der Bauleitplanung und der Zulässigkeit sowie 
beim Stadtumbau. Auch die Baunutzungsverordnung ist erst-
mals seit 1990 geändert worden. Die Städte und Gemeinden 
erhalten städtebauliche Instrumente zur Bewältigung des Klima
wandels und der Energiewende. Die Aufgaben der Stadt- und 
Ortsentwicklung erhalten neue rechtliche Vorgaben.
Der Band enthält auch den Text des BauGB, in dem die Ände-
rungen durch die beiden BauGB-Novellen 2011 und 2013 der 
vorhergehenden Fassung gegenübergestellt sind. Außerdem 
enthält der Band Synopsen der BauNVO und der PlanZV über 
alle Fassungen.

Personalbuch 2014. Arbeitsrecht, Lohnsteuerrecht, Sozial-
versicherungsrecht. Hrsg. von Jürgen Röller. – 21., vollst. 
neubearb. Aufl. – München: Beck, 2014. XLVIII, 2894 S. 
ISBN 978-3-406-63714-8; € 125.– 

Das jährlich neu erscheinende Personalbuch bringt die wichti-
gen Teilbereiche Arbeits-, Lohnsteuer- und Sozialversicherungs-
recht des Personalrechts in eine enge inhaltliche Verknüpfung. 
Das Buch erläutert zu jedem der über 400 Stichworte alle drei 
Rechtsgebiete und stellt die Querverbindungen her. Alle betrof-
fenen Stichworte sind auf dem Gesetzes- und Rechtsstand 
1.1.2014.
In der Neuauflage wurde die Gesetzgebung, Rechtsprechung 
und Literatur auf den aktuellen Stand gebracht. Aufgenommen 
wurden wieder neue Stichworte: Befreiung von der Versiche-
rungspflicht, Lebenspartnerschaft, Freiwillige Leistungen, Ge-
fährdungsbeurteilung, Werkvertrag. 
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